
Kollegin Bischhaus, Du bist Mitglied im Verwal-
tungsrat der DAK-Gesundheit. Was reizt Dich an
dieser ehrenamtlichen Tätigkeit?

Unsere sozialen Sicherungssysteme haben ihren
Ursprung ja schon aus der Zeit von Otto von Bis-
marck. Die Grundlagen wurden bereits gegen
Ende des 19. Jahrhunderts gelegt. Zu dieser Zeit
führte er die Krankenversicherungspflicht zu-
nächst für Arbeiter, später auch für weitere Per-
sonenkreise ein. Seit Beginn der Krankenversi-
cherung haben sich neben den Arbeitnehmern
auch die Arbeitgeber an der Finanzierung be-
teiligt. Von der Versicherungspflicht ausgenom-
men sind bis heute bestimmte Personenkreise,
wie etwa Beamte und Selbstständige.

Die gesetzlichen Krankenkassen sind – wie auch
die Rentenversicherung – mit einer Selbstver-
waltung, bei Krankenkassen dem Verwaltungs-
rat, ausgestattet. Dies ist das sogenannte „Par-
lament der Versicherten“. In einem begrenzten
Rahmen bestimmt der Verwaltungsrat beispiels-
weise über zusätzliche Leistungen, aber auch
über notwendige Zusatzbeiträge.

Gewählt wird der Verwaltungsrat alle sechs
Jahre von den Versicherten der jeweiligen Kran-
kenkasse anlässlich der Sozialwahlen, wie auch
wieder im Jahr 2017. Sich hier im Verwaltungsrat
für die Belange der Versicherten einzusetzen
und auch die Beschäftigten im Blick zu haben,
ist eine wichtige und lohnende Aufgabe.

Kollegin Bischhaus, wie würdest Du die heutige
Situation der gesetzlichen Krankenkassen be-
schreiben?

In keinem anderen Bereich der sozialen Siche-
rungssysteme prallen die Interessen so

aufeinander wie bei den gesetzlichen Kranken-
kassen. Da sind zum Einen und in erster Linie die
Versicherten. Diese haben selbstverständlich
einenAnspruch auf gute medizinische Versor-
gung. Das heißt, nach den neuesten medizin-
ischen Erkenntnissen. Und dann sind da die ver-
schiedenen Interessengruppen: Beispielsweise
die Pharma-Industrie, Apotheken,  Ärzte,  Kran-
kenhäuser sowie die Heilberufler. Alle wollen ein
Stück vom großen Kuchen.

Die Krankenkassen gestal-
ten ihren Beitragssatz seit
2009 nicht mehr selbst. Seit
Einführung des Gesundheits-
fonds werden die Kranken-
kassenbeiträge vom Schätz-
erkreis festgelegt. Die ge-
zahlten Beiträge fließen in
den Gesundheitsfonds.

Dieser wird auch durch den
sogenannten Bundeszu-
schuss gespeist. Der wird
bereitgestellt für die Aufga-
ben und Ausgaben der ge-
setzlichen Krankenkassen,
die sie für Leistungen aufzu-
bringen haben, für die keine
Beiträge geleistet werden,
sondern die den Kranken-
kassen im Rahmen ihrer ge-
samtgesellschaftlichen Ver-
antwortung übertragen wur-
den.

Mit Speck fängt man Mäuse im Wahljahr
Krankenkassenbeiträge steigen nicht 2017, doch danach werden weitere Erhöhungen der Zusatzbei-

träge von Experten erwartet

Fast kein Tag vergeht, an dem nicht irgendeine Schreckensnachricht darüber zu hören ist, in wel-
chem Umfang die Krankenkassenbeiträge für ArbeitnehmerInnen und RentnerInnen in den nächsten
Jahren steigen werden. Der Bundesgesundheitsminister Gröhe weist diese Aussagen zurück. Was ist
da los, was sind die Ursachen? Darüber wollen wir reden mit Fatna Bischhaus, Mitglied im Verwal-
tungsrat der DAK-Gesundheit

Der Bundeszuschuss:  
Der jährliche Bundeszuschuss
wird aus Steuermitteln pau-
schal für sogenannte versi-
cherungsfremde Leistungen
an die GKV (zum Beispiel bei-
tragsfreie Familienversiche-
rung von Kindern und Ehegat-
ten oder Leistungen für Mut-
terschaft und Schwanger-
schaft) gezahlt.

GKV-Schätzerkreis: Der soge-
nannte Schätzerkreis für die
gesetzliche Krankenkasse
(GKV) ist nach dem Sozialge-
setzbuch (§ 220 Abs. 2 SGB V)
beim Bundesversicherungs-
amt (BVA) zu bilden. Ihm ge-
hören Fachleute des Bundes-
ministeriums für Gesundheit
(BMG), des BVA sowie des
Spitzenverbandes Bund der
Krankenkassen (GKV-Spitzen-
verband) an. Den Vorsitz hat
ein Vertreter des BVA.
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Was bedeutet das?
Wie bekommen die
gesetzlichen Kranken-
kassen die Mittel, die
die Versorgung ihrer
Versicherten sicher-
stellen?

Den Krankenkassen
wird aus dem Ge-
sundheitsfonds ein
einheitlicher Grund-
betrag pro Versicher-
ten zugewiesen. Da-
rüber hinaus werden
Zuschläge eingerech-
net. Für die Höhe der
Zuweisungen sind un-
ter anderem das Alter
und Geschlecht so-
wie die Morbidität
der Versicherten aus-
schlaggebend. Die
Zuweisungen im Rah-
men des sogenann-
ten RSA (Risikostruk-
turausgleich) richten

sich nach einer Liste des BVA (Bundesversiche-
rungsamt). Hier legt das BVA fest, welche 80 Er-
krankungen für die erhöhten Zuweisungen zu
berücksichtigen sind. Krankheiten die hier nicht
aufgelistet sind,  bleiben auf der Strecke so bei-
spielsweisel viele Mehrfacherkrankungen, die
nicht berücksichtigt sind.  Mitentscheidend für
die Finanzstärke einer Krankenkasse und damit
auch für die Frage der Höhe eines Zusatzbeitra-
ges, ist unter anderem  die Versichertenstruktur.
Kassen, die überwiegend ältere oder aber kran-
ke Versicherte haben, brauchen natürlich mehr
finanzielle Mittel als Kassen, die überwiegend
jüngere und/oder auch gesunde Versicherte in
ihrem Bestand führen

Was ist also für das Jahr 2017 und die kommen-
den Jahre zu erwarten?

Für das laufende Jahr 2016 und inzwischen
auch für das Jahr 2017 hat der Schätzerkreis ei-
nen durchschnittlichen Zusatzbeitrag von 1,1
Prozent festgelegt. Der eingefrorene Beitrags-
satz verblieb bei 14,6 Prozent, an dem sich die
Arbeitgeber zur Hälfte (also mit 7,3 %) beteili-

gen. Die darüber liegenden entstandenen Kos-
ten tragen allein die Versicherten. Damit wurde
ab 2009 das seit Jahrzehnten geltende Prinzip
der paritätischen Finanzierung der sozialen  Si-
cherungssysteme durchbrochen.

Mit Speck fängt man Mäuse, sagt der Volksmund
und meint damit, ein Anliegen in die ge-
wünschte Richtung zu lenken und im Wahljahr
sollen Zusatzbeiträge bei den gesetzlichen
Krankenkassen nicht für Unmut bei den Wähler-
Innen sorgen. Deshalb erhöhte der Gesund-
heitsminister den Zuschuss aus dem Gesund-
heitsfonds um 1,5 Milliarden Euro und hofft, die
Zusatzbeiträge im Wahljahr weitestgehend sta-
bil zu halten. Fakt ist aber auch, dass die Kos-
ten nach Schätzungen des GKV-Spitzenver-
bandes in den nächsten Jahren um ca. 19 Mil-
liarden steigen werden. Dies ist bedingt durch
die Gesetzesflut im Gesundheitswesen, die mit
Milliarden Mehrausgaben zu Buche schlagen.
Und diese Kosten müssen wiederum aus Bei-
tragsmitteln aufgebracht werden.

Doch die Begründung für die 1,5 Milliarden-Fi-
nanzspritze ist perfide: Sie solle dazu dienen,
die Kosten für die Flüchtlinge aufzufangen, so
die Aussage vom Bundesgesundheitsminister.

Denn Tatsache ist, dass im Krankheitsfall die
Asylbewerber in den ersten 15 Monaten von
den Kommunen und nachher über Hartz IV fi-
nanziert werden. Richtigerweise also aus
Steuergeldern. 
Dass damit die aufgeheizte Diskussion um de
Flüchtlinge weiter befeuert wird, steht wohl au-
ßer Frage.

Was ist Deiner Meinung nach zu tun?

Es besteht dringender Handlungsbedarf, sollen
die Versicherten nicht allein auf den Kosten sit-
zen bleiben. Wir wollen den hohen Standard
unserer Gesundheitsversorgung beibehalten
und möglichst weiter ausbauen.

Deshalb muss die paritätische Finanzierung der
Krankenkassenbeiträge unverzüglich wieder
eingeführt werden.

Auch daran werden die Parteien im nächsten
Jahr zu messen sein.

Risikostrukturausgleich
(RSA): Durch die Zuweisungen aus
dem Gesundheitsfonds sollen: …
die Unterschiede in den beitrags-
pflichtigen Einnahmen zwischen
den Mitgliedern der Krankenkassen
ausgeglichen (werden), und zwar
über das Zuweisungssystem des
Gesundheitsfonds. Zum anderen
werden im neuen, morbiditätso-
rientierten RSA (Morbi-RSA) nicht
nur die Merkmale Alter, Geschlecht
und Bezug einer Erwerbsminde-
rungsrente, sondern auch der un-
terschiedlich hohe Versorgungsbe-
darf von Versicherten mit einer
kostenintensiven chronischen oder
schwerwiegenden Krankheit be-
rücksichtigt. Für Versicherte, die ei-
ne von 80 ausgewählten Krankhei-
ten haben, erhalten die Kranken-
kassen mehr Zuweisungen als für
Versicherte, bei denen eine solche
kostenintensive oder schwerwie-
gende Krankheit nicht vorliegt.
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